
 
 

 

 

Berlin, den 30. Juli 2020 
 
Schriftliche Fragen für den Monat Juli 2020 

 Frage Nr. 7-339 
 
 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, 

 

Ihre Frage: 

Warum hält die Bundesregierung die im Rundschreiben des Bundesministeriums des 

Inneren, für Bauen und Heimat vom 12.6.2020 an die Länder (M3-51000/2#5) ge-

setzte Frist von vier Wochen für einen Antrag auf Neuvisierung von coronabedingt 

abgelaufenen D-Visa für angemessen, angesichts des Umstands, dass zum einen viele 

Antragstellerinnen und Antragsteller nicht individuell über die Frist informiert wer-

den und es überdies verwirrend und teils schwer auffindbare Ausführungen auf den 

entsprechenden Webseiten der deutschen Auslandsvertretungen zum fristauslösenden 

Zeitpunkt gibt (so heißt es auf der Webseite der deutschen Botschaft in Addis-Abeba, 

dass Neuvisierungen von D-Visa möglich seien, aber es fehlt eine Fristsetzung; ähn-

lich bei der deutschen Botschaft in Nairobi; https://addis-abeba.diplo.de/et-

de/service/05-VisaEinreise; https://nairobi.diplo.de/ke-en/service/visa-entry), und wie 

erklärt die Bundesregierung, dass es auf den Webseiten zahlreicher deutscher Vertre-

tungen (z.B. Russische Föderation; Irak) noch gar keinen Hinweis auf eine mögliche 

Neuvisierung abgelaufener D-Visa gibt (bitte ausführlich hinsichtlich der genannten 

Botschaften beantworten)? 

 

beantworte ich wie folgt: 

 

Bei der Bemessung der Frist für den Antrag auf Neuvisierung war maßgeblich, dass das 

Bedürfnis der Betroffenen, ihr Interesse in einer auch gemessen an den gegenwärtigen 
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Umständen angemessenen Zeitspanne geltend machen zu können, gewahrt bleibt. Dies 

ist aus Sicht der Bundesregierung bei einer Frist von einem Monat gewährleistet. Dabei 

ist zu berücksichtigen, dass die Antragstellung nur eine Interessensbekundung darstellt 

und die Antragstellerinnen und Antragssteller danach nochmals drei Monate Zeit haben, 

etwaige erforderliche Unterlagen vorzulegen. Auch um den besonderen Herausforde-

rungen während der Corona-Krise Rechnung zu tragen, ist in begründeten Einzelfällen 

zudem eine Verlängerung der Frist für die Vorlage von Unterlagen möglich. Auch steht 

es den Betroffenen frei, nach Fristablauf einen neuen Visumantrag zu stellen. 

 

Eine individuelle Information aller Betroffenen zur Frist erscheint schwer umsetzbar, da 

den Visastellen keine Informationen darüber vorliegen, in welchen Fällen die Einreise 

allein Corona-bedingt faktisch nicht möglich war. Die Bekanntgabe der Frist auf der 

Webseite der Auslandsvertretung stellt, auch angesichts der teilweise sehr hohen Zahl 

der Betroffenen, die schnellst- und bestmögliche Verbreitung der Information sicher. 

 

Dies setzt voraus, dass die Information auf der Webseite der Auslandsvertretung präg-

nant dargestellt und für Betroffene leicht auffindbar ist. Eine Prüfung hat ergeben, dass 

dies in Bezug auf einige Auslandsvertretungen derzeit nicht uneingeschränkt der Fall 

ist. Teilweise – etwa in Bezug auf die Botschaft Bagdad – liegt dies darin begründet, 

dass sich die Auslandsvertretung Corona-bedingt noch im Notbetrieb befindet und eine 

Neuvisierung daher ohnehin nicht möglich ist. Zusammen mit den betroffenen Aus-

landsvertretungen arbeitet das Auswärtige Amt daran, Informationen auf den Webseiten 

umfassend zugänglich zu machen. Nachteile für Betroffene durch unvollständige oder 

fehlende Informationen auf den Webseiten der Auslandsvertretungen sind nicht zu be-

fürchten, da die Monatsfrist erst mit Veröffentlichung der vollständigen Information auf 

der Webseite der zuständigen Auslandsvertretung beginnt. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 


